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sich, wie sich behördliche Reglementierungen wie Mehlt
über dasWirtschaftsgefügelegen. EinoffensivesProgramm
der ordnungspolitischen Bereinigung ist alsofällig. Wenn man
über wirtschaftspolitischeVersäumnisse bei der Wiederver
nigung spricht undsichdabei die Versuche vorAugen hält, die
behördlichen Genehmigungsverfahren bei Investitionen
Ostdeutschland zu verkürzen und zu vereinfachen, sokann
man nur fragen:Warum hat man dasnicht zugleich fürWest-
deutschland inGang gebracht? Die Deregulierung ist in d
Tat eine gesamtdeutscheAufgabe. Im übrigen stimme ich
Hartmut Fest zu, wenn er von „einerpolitisch recht kraftlos
gewordenen Deregulierungsdebatte“ spricht. Ichsetze aller
dings mehr darauf, daß dieRezession das Deregulierungsb
wußtsein schärft.

Wenn mansich die zahlreichen Subventionen für diever-
schiedenenWirtschaftszweigeansieht – die auch gemäß de
Standortbericht „weiterhinkonsequent abzubauen“sind –, so
kann man nur erstauntfeststellen: Wieungeheuer stark mu
die marktwirtschaftlicheKraft der nicht-subventioniertenTei-
le der Gesamtwirtschaft sein, daß siedies allesaufbrachten
und möglichmachten! Diessollte unsHoffnung geben für ein
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„Eine neu
innereurop

Verteilungs
n

ordnungspolitische Besinnung undAnstrengung, diesichüber
einen sehr langenZeitraumerstreckenkann. Aberdies alles
ist schon allzuhäufig gesagtworden.

Wir stehen vor sehr großenhäuslichenHerausforderungen
Sanierung der öffentlichenHaushalte, Wiederbelebung d
produktiven Kräfte, Zurückdrängung dersozialen Vertei-
lungskämpfe.Sind das nichtalles Aufgaben ernüchterten na
tionalen Haushaltens? Ja, wir brauchen eine tatsächliche Poli-
tik der volkswirtschaftlichenStrenge.

Ihre Priorität ist das ökonomische Wachstum, ihmnachge-
ordnet ist dieDistribution. Jetzt geht es um dieStimulierung
der Unternehmen,danach und später kann man anweitere
Wohltaten des Wohlfahrtsstaatesdenken. Wenn gewis-
se Auswüchseoder Fehlentwicklungen der Sozialpolit
sehr behutsam beschnittenwerden, so ist esvöllig ver-
fehlt, über „Kahlschlag“ oder „Abbau“ desSozialstaates z
klagen.

Wer jetzt das Zielverkündet, es müßte dasSystem derSozi-
alleistungen gänzlich ungeschmälert durch Rezession u
Strukturumbrüche gebracht werden, dersorgt dafür, daß
Deutschland im harteninternationalen Wettbewerbweiter zu-
„Es geht an die Substanz“
Karl Schiller über die europäische Währungsunion
e Ära
äischer
kämpfe“
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ein anderes Land war so auf E
ropa und diewestlicheVerteidi-Kgungsgemeinschaft (EG un

Nato) angewiesen wie die Bundesre
publik. Dassoll undwird sobleiben.
Die Ausgliederung bestimmterTeil-
bereiche aus der einzelstaatlich
Kompetenz in eine supranationa
Behörde (EG-Kommission) fand un
sere Unterstützung.

Zugleichaber kämpfen wirweiter
für ein freihändlerischesEuropa. Mit
dem Vertrag von Maastricht und de
Plan einer (klein-)europäischen
Währungsunion geht esaber an die
Substanz. Das Grundgesetz und
D-Mark sind dieKernstücke unsere
Verfassungspatriotismus, und sei
auch einwenigmager. Andiesen Ele-
menten fanden wirHalt, auch in ge-
fährlichenZeiten derDenationalisie-
rung. Diese Erfahrungsollte nicht
vergessenwerden.

Eineeuropäische Währungaber ist
nicht nur einfach ein europäisch
Zahlungsmittel, dastechnisch die
Transaktionskosten vermindert,son-
dern mit derzentralbestimmten euro
päischen Geldmenge werden da
Preisniveau und die Wirtschaftsak
vität in jedem Mitgliedsland be-
stimmt. Ihre Stabilitätsbindungliegt
bei einem kollektivenGremium.Nie-
mand weiß, ob diese Institution s
stark auf Preisstabilität eingestel
seinwird, wie wir das von der Bundes
bankbisher gewohntwaren.
Aber wir wissen um diegroßen
Unterschiede in derWirtschaftsakti-
vität und im Wirtschaftsniveau de
einzelnen Mitgliedsstaaten. Beiglei-
cher Währungwird die „Wechsel-
kursillusion“ zwischenihnen entfal-
len. Löhne undSozialleistungen de
ärmeren Länder werden zurAufhol-
jagd ansetzen, große Transferza
lungen (jetzt schon beschlossen
Kohäsionsfonds)zwischen reichen
und armen Ländern werdensofort
fällig.

Damit würde eine neue Ära in-
nereuropäischer Verteilungskämp
einsetzen. Außerdem bildet jede
(west-)europäische Währungsunio
einen tiefenGrabengegenüber de
beitrittswilligen mittel- undosteuro-
päischenReformstaaten.

Dazu kommennoch staatsrech
lich-politische Bedenken: Wollen
wir wirklich einen Superstaat (Bun
desstaat) mit einer multinationale
und multilingualen Überregierung
ohne parlamentarische Kontrollen
einenÜberstaat,dessenNormen die
unserer nationalenVerfassung bre
chen?

Man sollte uns Deutschen die
Möglichkeit geben, ersteinmal un-
ser eigenesHaus in Ordnung z
bringen.Auch im Interesse desgan-
zen Europasollten wir also denPlan
der Währungsunion um eineReihe
von Jahrenaufschieben.

Der Standort Frankfurt für da
Europäische Währungsinstitut ist e
verdientes Kompliment für die Bun
desbank, die Stadt und unserLand.
Aber es darf kein „Linsengericht“
für eine Teilnahme an einer überh
steten europäischenWährungspoli-
tik werden. Die Märkte würde
dies auf keinen Fall honorieren
In der Zwischenzeit sollten w
die Erweiterung der EU voran
treiben und die mit Maastricht nu
kümmerlich verhüllten Defizite in
der gemeinsamen europäischen A
ßen- und Sicherheitspolitik und
(Frei-)Handelspolitik aufzuarbeite
versuchen.


